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Manchmal unwirksam: Das nachvertragliche Wettbewerbsverbot eines Handelsvertreters
ein Artikel von Rechtsanwalt Alexander Rilling, Stuttgart 

Das nachvertragliche Wettbewerbsverbot eines Handelsvertreters kann unwirksam sein, wenn es in Allgemeinen Geschäftsbedingungen vereinbart wurde. Die Klausel „Der Vermögensberater verpflichtet sich, es für die Dauer von zwei Jahren nach Beendigung des Handelsvertreterverhältnisses zu unterlassen, der Gesellschaft Kunden abzuwerben oder dies auch nur zu versuchen“ verstößt gegen das Transparenzgebot (BGH, Urt. v. 3.12.2015, VII ZR 100/15).

Gegenstand des Rechtsstreits war die Klage eines Vermittlers von Finanzdienstleistungen gegen deren ehemaligen Handelsvertreter wegen vermeintlicher Verstöße gegen das Wettbewerbsverbot.
Wettbewerbsverbote sind grundsätzlich zulässig. Solange das Handelsvertreterverhältnis besteht, sind sie selbstverständlich. Für die Zeit danach müssen sie vereinbart werden. Diese nachvertraglichen Wettbewerbsverbote sind in der Regel auch nur gegen Entschädigung zulässig.
Kritisch für den Unternehmer ist die Vereinbarung eines Wettbewerbsverbotes in Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Allgemeine Geschäftsbedingungen unterliegen strengeren gesetzlichen Vorschriften als individuell ausgehandelte Vertragsbestimmungen.

So muss die Regelung des Wettbewerbsverbotes für die üblicherweise beteiligten Verkehrskreise eindeutig und verständlich sein, sonst ist sie intransparent und daher unwirksam. Im vorliegenden Fall ist der Unternehmer an den Anforderungen des Transparenzgebotes gescheitert.
Das Transparenzgebot verlangt, dass eine Bestimmung klar und verständlich ist. Insbesondere muss die Klausel wirtschaftliche Nachteile und Belastungen soweit erkennen lassen, wie das nach den Umständen gefordert werden kann. Es dürfen keine ungerechtfertigten Beurteilungsspielräume für den Verwender entstehen. Dabei kommt es auf die Erwartungs- und Erkenntnismöglichkeiten eines durchschnittlichen Vertragspartners im Zeitpunkt des Vertragsschlusses an.
Dabei kann sich der Verwender der „undurchsichtigen“ Vertragsklausel auch nicht darauf berufen, dass es im Handelsverkehr mit Unternehmern üblich sei, gegen das Transparenzgebot zu verstoßen. Der Handelsvertreter – obwohl selbst Kaufmann – muss sich nicht an der Klausel festhalten lassen.
Im gegebenen Fall war die Klausel „Der Vermögensberater verpflichtet sich, es für die Dauer von zwei Jahren nach Beendigung des Handelsvertreterverhältnisses zu unterlassen, der Gesellschaft Kunden abzuwerben oder dies auch nur zu versuchen.“ in mehrfacher Hinsicht unklar:
So war schon der Begriff der „Kunden“ klärungsbedürftig. Sollten damit nur solche Personen gemeint sind, die Verträge aufgrund einer dem Handelsvertreter zuzurechnenden Vermittlungstätigkeit geschlossen haben oder waren alle Personen gemeint, die Verträge mit Partnerunternehmen des Finanzvermittler geschlossen hatten, unabhängig von einer Vermittlungstätigkeit des Handelsvertreters?

Auch die Bedeutung der Abwerbung war nicht eindeutig: Geht es nur um Fälle, in denen Kunden veranlasst werden, Verträge mit Partnerunternehmen des Finanzdienstleisters vorzeitig zu beenden, oder ist es dem Handelsvertreter auch verboten, zusätzliche weitere Produkte anzubieten.

Einfache oder – wie hier – mehrfache Unklarheiten führen dazu, dass der Handelsvertreter nicht einschätzen kann, durch welche Tätigkeit er gegen ein vertragliches Verbot verstößt. Außerdem wäre er einer gewissen Beliebigkeit der Gegenseite ausgesetzt, wenn er eine Karenzentschädigung als Ausgleich für das Wettbewerbsverbot verlangte. Die Höhe der Karenzentschädigung korreliert mit dem Verbotsumfang. Dieser Unsicherheit tritt das Gesetz entgegen, wie der BGH hervorhebt.
Lehrbuchmäßig hat der Bundesgerichtshof im Weiteren abgearbeitet, ob das vom Klauselverwender gewünschte Wettbewerbsverbot nicht durch Vertragsauslegung oder in anderer Art und Weise gerettet werden könnte.
Eine geltungserhaltende Reduktion ließe das Transparenzgebot weitgehend ins Leere laufen und war daher nicht in Betracht zu ziehen.

Ebenso ausgeschlossen war die Anwendung der sogenannten salvatorischen oder „Rettungsklausel“. Der Schutz des benachteiligten Vertragspartners kann nicht dadurch ausgehebelt werden, dass die unwirksame Bestimmung durch eine ähnliche ersetzt wird, die wirtschaftlich zu dem Ergebnis führt, welches das Gesetz gerade nicht zulässt.

Anwendbar sind vielmehr die gesetzlichen Vorschriften. Aus diesen ergibt sich aber kein zwingendes Wettbewerbsverbot, sondern nur ein Rahmen, innerhalb dessen ein Wettbewerbsverbot zulässig wäre.

Die durch den Wegfall des Wettbewerbsverbots entstandene Lücke kann in diesem Fall auch nicht durch eine Auslegung des Vertrags gefüllt werden. Es ist nicht erkennbar, was die Parteien vereinbart hätten, wenn ihnen die Unwirksamkeit der Regelung bewusst gewesen wäre.

Fazit: Ein Wettbewerbsverbot ist in vielerlei Hinsicht der Gestaltung durch die Vertragsparteien anheimgestellt. Denkbar sind Regelungen unter gegenständlichen, örtlichen und zeitlichen Aspekten. Die Entscheidung zeigt einmal mehr die Grenzen auf, die das Recht auch im Verkehr zwischen Unternehmen und Handelsvertretern zieht. Der verbleibende Spielraum beim Einsatz von Allgemeinen Geschäftsbedingungen ist sorgfältig auszuloten. Umgekehrt kann es für den Handelsvertreter lohnend sein, Regelungen zum Wettbewerbsverbot schon frühzeitig – z. B. im Rahmen der Prüfung von Kündigungsmöglichkeiten – auf ihre Wirksamkeit zu hinterfragen. Auch muss er sich, anders als der Unternehmer, der die unwirksame Klausel verwendet hat, die Unwirksamkeit einer Regelung nicht entgegenhalten lassen: Wenn der Handelsvertreter die Regelung akzeptiert und Rechte daraus herleiten kann, darf sich der Unternehmer nicht seinerseits auf die Unwirksamkeit berufen. Ist ihm z. B. eine Entschädigung zugesagt, bekommt er diese auch bei einer intransparenten Regelung.      
Der Autor ist Mitglied der Deutschen Anwalts- und Steuerberatervereinigung für die mittelständische Wirtschaft e.V.
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